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Änderung der Zuwendungsrichtlinien des Kreises Recklinghausen 
 

  
Beschlussvorschlag: Die Zuwendungsrichtlinien des Kreises Recklinghausen – 

Ortsrecht des Kreises Recklinghausen lfd. Nr. 2.6 – wer-
den rückwirkend – nämlich mit Wirkung vom 01.01.1985 – 
wie folgt geändert: 
 
1.) - Nr. 2.24 der Richtlinien -  

 
Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt: 
 
„Bei Rückforderung eines zugewendeten Zuschusses ist 
in den Fällen mit 20-jähriger Zweckbindungsfrist der 
Zeitraum der zweckentsprechenden Nutzung der geför-
derten Einrichtung zu berücksichtigen, wenn mindestens 
eine 15-jährige zweckentsprechende Nutzung vorliegt. 
In diesem Falle verringert sich der Rückforderungsan-
spruch nach Satz 1 um den Betrag, der anteilig auf die 
Dauer der zweckentsprechenden Nutzung entfällt.  Der 
Zeitraum der zweckentsprechenden Nutzung berechnet 
sich vom Tage der Inbetriebnahme nach Neu- oder Um-
bau bis zum Tage der Änderung des Verwendungs-
zwecks. 
 
Ist ein Darlehen zugewendet worden, und wird der Ver-
wendungszweck vor Ablauf der 20-jährigen Zweckbin-
dungsfrist geändert, ist das Darlehen sofort und insge-
samt zurückzuzahlen. Liegt mindestens eine 15-jährige 
zweckentsprechende Nutzung vor, kann der Darlehens-



nehmer das Darlehen sofort und insgesamt zurückzah-
len. Macht er hiervon keinen Gebrauch, ist das Darlehen 
nach Maßgabe derjenigen im Bewilligungsbescheid oder 
Darlehensvertrag getroffenen Regelungen zu tilgen, die 
für den Fall der Einhaltung der 20-jährigen Zweckbin-
dungsfrist gelten, und vom Tage der Änderung des Ver-
wendungszwecks an mit 2 v. H. über dem an diesem 
Tage geltenden Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetz-
buchs zu verzinsen. 
 
Der Änderung des Verwendungszwecks stehen dessen 
Wegfall oder Aufgabe gleich.“ 

 
2.) - Nr. 4.3 der Richtlinien -  

 
Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Der zurückzuzahlende Betrag ist vom Tage der Aus-
zahlung an mit 2 v. H. über dem zum Zeitpunkt der 
Rückforderung maßgeblichen Basiszinssatz des Bürger-
lichen Gesetzbuchs zu verzinsen.“ 

 
Erläuterungen zur Sach- und Rechtslage: 
(Bei Maßnahmen mit Auswirkungen auf Umwelt, Gleichstellung oder Finanzen ist in den Erläuterungen darauf besonders einzugehen) 
 

Durch aktuelle landesgesetzliche Regelungen sind insbesondere Träger älterer, voll-
stationärer Senioreneinrichtungen verpflichtet, sich dem freien, marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb zu stellen.  
 
Stark rückläufige Nachfrage nach Heimplätzen in Doppelzimmern und damit verbun-
dene Nachfragesteigerung nach Einzelzimmern, sowie fehlende Sanitärbereiche 
veranlasste Heimbetreiber ihre ursprünglich, u.a. vom Kreis Recklinghausen geför-
derte Einrichtung aus Kostengründen durch einen Neubau zu ersetzen. 
 
Nach den derzeit noch gültigen Zuwendungsrichtlinien des Kreises Recklinghausen 
sind die Heimbetreiber verpflichtet, bei Baumaßnahmen die vom Kreis in Form eines 
Darlehns/Zuschusses geförderte Einrichtung mindestens 20 Jahre für ihren Verwen-
dungszweck zu erhalten. Wurde der Verwendungszweck vor Ablauf der 20-jährigen 
Zweckbindungsfrist geändert, war das Darlehen/Zuschuss sofort und insgesamt zu-
rückzuzahlen und vom Tage der Auszahlung an zu verzinsen.    
 
 
Diese aus heutiger Sicht veraltete Regelung wird nicht dem Sinn und Zweck der 
„Zuwendungsrichtlinie im Bereich der Sozialhilfe an die Verbände der freien Wohl-
fahrtspflege“ gerecht. 
In der Vergangenheit haben die Wohlfahrtsverbände die originäre Verpflichtung des 
Staates zur Sicherstellung der Pflege in vollstationären Einrichtungen wahrgenom-
men. 



 
Aus diesem Grunde soll bei Rückforderung einer Zuwendung der Zeitraum der 
zweckentsprechenden Nutzung der geförderten Einrichtung berücksichtigt werden, 
wenn mindestens eine 15-jährige zweckentsprechende Nutzung vorliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Gegenüberstellung 
 
Die Zuwendungsrichtlinien des Kreises Recklinghausen - Ortsrecht des Kreises  Reckling-
hausen lfd. Nr.  2.6 -  werden rückwirkend – nämlich mit Wirkung vom  „01.01.1985„ wie folgt 
geändert: 
   
 
        Alte Fassung            Neue Fassung 
1. Allgemeines 
 
1.1 Zuwendungen sind Geldleistungen an 
Personen (einschl. jur.Personen) außerhalb 
der Kreisverwaltung Recklinghausen. 
 
1.2 Als Zuwendungen im Sinne dieser Richt-
linien gelten nicht: 
1.21 Zuwendungen, deren Gewährung ge-
setzlich vorgeschrieben ist, 
1.22 Mitgliedsbeiträge an Vereine, Verbände 
pp. 
1.23 Geschäfte der laufenden Verwaltung 
 
1.3 Zuwendungen des Kreises werden nach 
einem bestimmten 
Vomhundersatz (Anteilsfinanzierung) oder 
mit einem festen Betrag (Festbetragsfinan-
zierung) gewährt. 
 
1.4 Erhöhen sich bei der Anteilsfinanzierung 
nach der Bewilligung die zuwendungsfähi-
gen 
Kosten, so ist eine Überschreitung um 
höchstens 
zehn vom Hundert der ursprünglich bewillig-
ten Zuwendung möglich. 
 
2. Bewilligungsvoraussetzungen, An-
tragsverfahren 
2.1 Bewilligungsvoraussetzungen 
2.11 Zuwendungen dürfen nur im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel 
bewilligt werden. Ein Rechtsanspruch auf im 
Haushaltsplan veranschlagte Beträge be-
steht nicht. 
2.12 Zuwendungen dürfen nur solchen An-
tragstellern bewilligt werden, bei denen eine 
ordnungsgemäße Geschäftsführung die be-
stimmungsgemäße Verwendung der Mittel 
erwarten läßt. 
 
2.2 Antragsverfahren 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2.21 Zuwendungen dürfen nur auf schriftli-
chen Antrag gewährt werden, der zu be-
gründen und zur Beurteilung der Notwendig-
keit und Angemessenheit die erforderlichen 
Angaben enthalten 
muß. Auf Verlangen sind die Angaben durch 
geeignete Unterlagen zu belegen. 
______ 
2.22 Dem Antrag auf Zuwendung für Bauten, 
Grunderwerb und für die Beschaffung von 
Vermögensgegenständen ist eine aufgeglie-
derte 
Kostenberechnung, eine Übersicht über die 
Gesamtfinanzierung und ein Nachweis über 
die Bewilligung von Fremdmitteln beizufü-
gen. Der Nachweis über bewilligte Fremdmit-
tel kann auch ausnahmsweise vor der Aus-
zahlung vorgelegt werden, falls dieser bei 
der Antragstellung nicht möglich ist. 
2.23 Vor der Gewährung der Zuwendung 
(Zuweisung, Zuschuss oder Darlehn) ist von 
dem Antragsteller eine rechtsverbindliche 
schriftliche Erklärung darüber abzugeben, 
daß bei Baumaßnahmen die Einrichtung 
mindestens 20 Jahre und bei beweglichen 
Sachen diese mindestens 10 Jahre im Ver-
wendungszweck erhalten bleiben. Ferner hat 
der Antragsteller nachzuweisen, 
daß die unbeweglichen Sachen gegen 
Brand- und 
Wasserschäden, die beweglichen Sachen 
außerdem gegen Diebstahl versichert sind 
oder versichert werden. 
2.24 Wird der Verwendungszweck geändert, 
ist entweder der beabsichtigten neuen 
Zweckbindung zuzustimmen oder die Zu-
wendung zurückzufordern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.) - Nr. 2.24 der Richtlinien -  

 
Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 
eingefügt: 
 
„Bei Rückforderung eines zugewendeten 
Zuschusses ist in den Fällen mit 20-
jähriger Zweckbindungsfrist der Zeitraum 
der zweckentsprechenden Nutzung der 
geförderten Einrichtung zu berücksichti-
gen, wenn mindestens eine 15-jährige 
zweckentsprechende Nutzung vorliegt. In 
diesem Falle verringert sich der Rückfor-
derungsanspruch nach Satz 1 um den Be-
trag, der anteilig auf die Dauer der zweck-
entsprechenden Nutzung entfällt. Der  
Zeitraum der zweckentsprechenden Nut-
zung berechnet sich vom Tage der Inbe-



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.25 Weitergehende gesetzliche Regelun-
gen bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

triebnahme nach Neu- oder Umbau bis 
zum Tage der Änderung des Verwen-
dungszwecks. 
 
Ist ein Darlehen zugewendet worden, und 
wird der Verwendungszweck vor Ablauf 
der 20-jährigen Zweckbindungsfrist geän-
dert, ist das Darlehen sofort und insge-
samt zurückzuzahlen. Liegt mindestens 
eine 15-jährige zweckentsprechende Nut-
zung vor, kann der Darlehensnehmer das 
Darlehen sofort und insgesamt zurückzah-
len. Macht er hiervon keinen Gebrauch, ist 
das Darlehen nach Maßgabe derjenigen 
im Bewilligungsbescheid oder Darlehens-
vertrag getroffenen Regelungen zu tilgen, 
die für den Fall der Einhaltung der 20-
jährigen Zweckbindungsfrist gelten, und 
vom Tage der Änderung des Verwen-
dungszwecks an mit 2 v. H. über dem an 
diesem Tage geltenden Basiszinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen. 
 
Der Änderung des Verwendungszwecks 
stehen dessen Wegfall oder Aufgabe 
gleich.“   
 
 
 
 
 
 
 
 
   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Bewilligung und Auszahlung 
3.1 Zuwendungsbescheid 
3.11 Zuwendungen werden durch schriftli-
chen Zuwendungsbescheid bewilligt. Der 
Zuwendungsbescheid wird erst wirksam, 
wenn sich der Empfänger mit seinem Inhalt 
schriftlich einverstanden erklärt hat; dieses 
kann bereits bei der Antragstellung erfolgen. 
3.12 Der Zuwendungsbescheid muß insbe-
sondere enthalten: 
1. die genaue Bezeichnung des Empfän-
gers; 
2. Höhe und Zweck der Zuwendung sowie 
die Finanzierungsart; 
3. Umfang der zuwendungsfähigen Ausga-
ben; 
4. Bewilligungszeitraum; 
5. ggf. Bedingungen und Auflagen; 
6. Bestimmungen über die Vorlage des Ver-
wendungsnachweises und über das Prü-
fungs- und Rückforderungsrecht. 
Ferner die Bestimmung, daß bei der Rück-
forderung der Betrag sofort in einer Summe 
fällig ist. 
_____ 
Bei der Anteilsfinanzierung ist auf Nr. 1.4 zu 
verweisen. Gleichzeitig ist im Zuwendungs-
bescheid festzulegen, daß die Ermäßigung 
der zu-wendungsfähigen Ausgaben zur Kür-
zung der Zuwendung um den entsprechen-
den Anteil führt. 
3.13 Die Bewilligung einer Zuwendung er-
lischt zum 31.01. des der Bewilligung fol-
genden Haushaltsjahres, wenn nicht im Zu-
wendungsbescheid 
ein abweichender Bewilligungszeitraum 
festgesetzt wird. Der Bewilligungszeitraum 
für Bauten umfasst längstens die dem Bewil-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ligungsjahr folgenden drei Jahre. In begrün-
deten Einzelfällen ist eine Verlängerung um 
ein weiteres Jahr zulässig. 
 
3.2 Zuständigkeiten für die Bewilligung 
3.21 Der Kreistag soll nach Möglichkeit Zu-
wendungen bei der Mittelbereitstellung unter 
Benennung des Empfängers, des Zweckes 
und der Zuwendungshöhe bewilligen. 
3.22 Soweit der Kreistag nicht nach 3.21 
entschieden hat, ist eine besondere Bewilli-
gung aller Zuwendungen - Darlehn s. 3.23 - 
durch den Kreisausschuß notwendig. Son-
dergesetzliche Ausschüsse treten in den 
Grenzen ihrer Entscheidungsbefugnisse an 
die Stelle des Kreistages. 
3.23 Bei Darlehn ist nach der Mittelbereitstel-
lung für die Einzelbewilligung zuständig 
a) bis zu 20 000,00 DM der Kreisausschuß, 
b) im übrigen der Kreistag. 
 
3.3 Auszahlung 
3.31 Die Auszahlung der Zuwendung soll in 
der Regel erst dann erfolgen, wenn der 
Nachweis erbracht ist, daß die anderen Fi-
nanzierungsmittel - insbesondere die Ei-
genmittel – verbraucht sind. 
3.32 Zuwendungen dürfen gezahlt werden: 
1. für Bauten bei einer Zuwendungshöhe bis 
zu 200 000,00 DM nach Vorlage des Roh-
bauabnahmescheines, 
2. für alle übrigen Bauten in Raten zu je ei-
nem Drittel 
a) erste Rate nach Erstellung des Kellerge-
schosses - Bescheinigung des Bauauf-
sichtsamtes -; 
b) zweite Rate nach Vorlage des Rohbauab-
nahmescheines 
- bei Bauten ohne Kellergeschoß einschließ-
lich 
der ersten Rate -; 
c) dritte Rate nach Vorlage des Schlußab-
nahmescheines. 
2. für alle übrigen Zuwendungen nach Vor-
lage der Kostenrechnungen, wenn nicht im 
Zuwendungsbescheid Abweichendes be-
stimmt worden ist. 
 
4. Verwendungsnachweis, Prüfungs- u. 
Rückforderungsrecht 
4.1 Verwendungsnachweis 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



4.11 Von den Zuwendungsempfängern ist 
ein Verwendungsnachweis zu dem im Zu-
wendungsbescheid angegebenen Zeitpunkt 
vorzulegen. Der Verwendungsnachweis be-
steht mindestens aus einem kurzen sachli-
chen Bericht sowie einer zahlenmäßigen 
Nachweisung der geleisteten Ausgaben. 
4.12 Die Vorlage des Verwendungsnachwei-
ses ist zu fordern: 
a) bei Bauten spätestens ein Jahr nach der 
Schlußabnahme, 
b) bei allen weiteren Zuwendungen spätes-
tens bis zum 01.03. des auf die Auszahlung 
folgenden Kalenderjahres. 
Die Vorlage eines Verwendungsnachweises 
entfällt, soweit Kostenrechnungen Voraus-
setzungen zur Auszahlung der Zuwendung 
waren. 
 
4.2 Prüfung der Verwendungsnachweise 
4.21 Der Verwendungsnachweis ist alsbald 
von der Bewilligungsstelle zu prüfen. Zur 
Prüfung können notwendige Belege und 
sonstige Unterlagen angefordert oder einge-
sehen werden. 
4.22 Ein Prüfungsrecht des Rechnungsprü-
fungsamtes des Kreises ist im Zuwendungs-
bescheid vorzusehen. 
 
4.3 Rückforderungsrecht 
Ergibt die Prüfung des Verwendungsnach-
weises, daß die Zuwendung nicht ihrem 
Zwecke entsprechend oder unter Nichtein-
haltung der Bestimmungen des Zuwen-
dungsbescheides verwendet worden ist, so 
sind die ausgezahlten Kreismittel unverzüg-
lich zurückzufordern. Der zurückzuzahlende 
Betrag ist vom Tage der Auszahlung an mit 
2 v. H. über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank zu verzinsen. 
 
_____ 
5. Schlussvorschriften 
5.1 Diese Richtlinien treten am 01.01.1976 
in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten alle 
entgegenstehenden Regelungen außer 
Kraft. Zur 
Sicherstellung der einheitlichen Anwendung 
dieser Richtlinien sind Vordrucke zu verwen-
den. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.) - Nr. 4.3 der Richtlinien - 

 
 
Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
 
„Der zurückzuzahlende Betrag ist vom Ta-
ge der Auszahlung an mit 2 v. H. über 
dem zum Zeitpunkt der Rückforderung 
maßgeblichen Basiszinssatz des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs  zu verzinsen.“ 
 

 



5.2 Soweit von den Bestimmungen dieser 
Richtlinien im Einzelfall abgewichen werden 
soll, entscheidet der Kreistag. 
So beschlossen in der Kreistagssitzung am 
17.12.1975 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


